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(Mr. 12256.) Geſetz zur Ergänzung des Seſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung 
des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 
S. 106). Vom 14. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Hinter Artikel 1 des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des 


Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 ( (Geſetzſamml. 1921 S. 106) 
wird folgender Artikel Ja eingeſchaltet: 


Artikel 1a. 
Die Pfarrgemeinden ſind verpflichtet, die Bezüge ihrer Pfarrer nach Maßgabe 
der ſtaatlich beſtätigten kirchlichen Beſoldungsordnung aufzubeſſern. 


Hinter Artikel 4 des genannten Geſetzes wird folgender Artikel La eingeſchaltet: 


Artikel 4a. 


Die Pfarrgemeinden ſind ee die von der biſchöflichen Behörde mit ſtaat⸗ 


licher Genehmigung gemäß Artikel 2 erbäffenen > Vorſchüſſe auf Erfordern zurückzuzahlen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 14. März 1922. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 
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(Nr. 12257.) Geſetz, betreffend Errichtung eines Landesſchiedsgerichts. Vom 24. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


i Sen 

Zur Entſcheidung der im Reichsgeſetze zur Sicherung einer einheitlichen Regelung der Beamten⸗ 
beſoldung vom 21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzol. S. 2117) dem Landesſchiedsgerichte zuge 
wieſenen Streitigkeiten wird ein Landesſchiedsgericht gebildet, welches in der Beſetzung mit einem 
Vorſitzenden und 6 Beiſitzern entſcheidet. 

Vorſitzender des Landesſchiedsgerichts iſt der Präſident des Oberverwaltungsgerichts oder ein 
von ihm beſtelltes Mitglied dieſes Gerichts. N 

Zwei ſtändige Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden von dem Präſidenten des Oberer, 
waltungsgerichts ernannt. Sie müſſen zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte 
befähigt ſein. Von den übrigen Beiſitzern werden je einer durch den Finanzminiſter und den für 
die beteiligte Gemeinde oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft zuſtändigen Miniſter, die beiden anderen 
durch die beteiligte Gemeinde oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft von Fall zu Fall berufen. 

Die Gemeinde oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft ernennt einen der beiden von ihr zu be— 
rufenden Beiſitzer aus dem Stande der beteiligten Beamten auf Vorſchlag der Beamtenverkretung 
oder, wo eine ſolche nicht beſteht, nach Anhörung der beteiligten Beamtenorganiſationen. 

Beruft die Gemeinde oder ſonſtige öffentliche Körperſchaft binnen einer Friſt von wenigſtens 
vier Wochen nach Aufforderung durch den Vorſitzenden des Landesſchiedsgerichts die Beiſitzer nicht, 
ſo werden dieſe von dem Vorſitzenden des Landesſchiedsgerichts unter Beobachtung der Vorſchrift im 


Abf. 4 berufen. 


82 


Die örtliche Zuſtändigkeit des Landesſchiedsgerichts erſtreckt ſich auf das geſamte preußiſche 
Staatsgebiet; fie kann auf den Antrag der Regierung eines anderen deutfchen Landes auf deſſen 
Gebiet durch Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums ausgedehnt werden. 


§ 3. f 
Die Friſt für die Anrufung des Landesſchiedsgerichts beträgt vier Wochen von dem Tage ab, 
an dem der Gemeinde oder ſonſtigen öffentlichen Körperſchaft der Beſcheid eröffnet iſt, gegen den 
die Anrufung ſich richtet. Der Lauf der Friſt beginnt jedoch in keinem Falle vor dem Tage, an 
dem die Bildung des Landesſchiedsgerichts durch ſeinen Vorſitzenden öffentlich bekanntgemacht iſt. 


§ 4. 
Die Vorſchriften über das Verfahren vor dem Landesſchiedsgericht erläßt der Vorſitzende des 
Landesſchiedsgerichts. 8 5 
5: 
Durch Verordnung des Staatsminiſteriums können im Falle des Bedarfs Kammern des 
Landesſchiedsgerichts eingerichtet werden, deren Zuſammenſetzung den Vorſchriften des § 1 ent 
ſprechen muß. 8 6 N 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt erforderlichen näheren Beſtimmungen, ſoweit fie das 
Staatsminiſterium nicht trifft, erläßt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter der zuſtändige 
Miniſter. N 
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DU es Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 

S D 5 = 3 5 en 5 ; 2 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 24. März 1922, 


1 
u 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 1; = 
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Braun. Severing. 18 9 
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(Nr. 12258.) Geſetz über die Erhöhung von landesrechtlich feſtgelegten Geldbeträgen. Vom 28. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. | 
Im § 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 23. April 1883, betreſſend den Erlaß polizeilicher Straf— 
verfügungen wegen Übertretungen (Geſetzſamml. S. 65), wird das Wort „dreißig“ durch das Wort 
„dreihundert“ erſetzt. e 
9 25 
Der Höchſtbetrag der Geldſtrafen, die auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften als Zwangs⸗ 
mittel zur Durchſetzung der in Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen Anordnungen an⸗ 


2 


gedroht und feſtgeſetzt werden dürfen, wird auf das Zehnfache erhöht. . N) 


8 3 . 3 
. 8 DE 
Im 8 106 Satz 1 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 über die allgemeine Landesverwaltung 
0 J 3 N 1 7 = 577 9 = 1 
(Gefeßfamml. S. 195) wird das Wort „ſechzig“ durch das Wort „eintauſend“ und das Wort ® 
ſeinhundertfünfzig“ durch das Wort „dreitauſend“ erſetzt. 5 
9. 4. | 
Im Artikel 6 § 1, Artikel 7 §.1 Abſ. 1 und $2 Abf. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürger— 
lichen Geſetzbuch (Gejegfamml. 1899 S. 177) wird das Wort „fünftauſend“ durch das Wort 
„fünfzigtauſend“ erſetzt. RR 


= Der § 1 des Reichsgeſetzes vom 21. le mi Erweiterung des Anwendungsgebiets 


Sp ent NER ˙ Er Kehle er Fr 


der Geldſtrafe und zur Einſchränkung der kurzen Freiheitsſtrifen (Reichsgeſetzbl. S. 1604) findet 
auf die Geldbeträge im Geſetze vom 26. Auguſt 1924, zur Anderung des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 uſw. (Geſetzſamml. 1921 S. 495) keine Anwendung. 8 ; 
§ 6. . a 
Die Vorſchriften des § 3 finden auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig ge— 
wordenen Verfahren, ſoweit nicht die Inſtanz vor dem Tage des Inkrafttretens beendigt war, 


5 


die Vorſchriften des § 4 auf alle bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes noch nicht erledigten An⸗ 
gelegenheiten Anwendung. a = 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. März 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 
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(Rr. 12259.) Verordnung über die Auflöſung des gebundenen Alt⸗Leiningen⸗Weſterburgiſchen Vermögens. 
Vom 4. März 1922. 
D 


Die Auflöſung des geſamten in Preußen und Heſſen befindlichen Alt-Leiningen⸗Weſterburgiſchen gebundenen 
Vermögens erfolgt durch die für den preußiſchen Teil zuſtändigen Auflöſungsbehörden nach den einſchlägigen 
preußiſchen Vorſchriften. 

Die Ordnung der Rechtsverhältniſſe der in Heſſen gelegenen Waldungen ſowie die Bildung von Land» 
gütern im Sinne des § 16 der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Preußiſche 
Geſetzſamml. S. 463), ſoweit ſolche Landguͤter mit in Heſſen belegenen Grundſtücken gebildet werden ſollen, 


ſoll jedoch nur mit Zuſtimmung der Heſſiſchen Regierung erfolgen. Außerdem ſoll der $ 18 der preußiſchen 


Zwangsauflöſungsverordnung, ſoweit heſſiſcher Beſitz in Betracht kommt, keine Anwendung finden. Dagegen 
ſollen auch während des Auflöſungsverfahrens auf den in Heſſen gelegenen Teil des Vermögens die Vor⸗ 
ſchriften des heſſiſchen Landgeſetzes vom J. September 1919 (Heſſiſches Regierungsbl. S. 321) ſowie der 
heſſiſchen Verordnung über Beſchränkungen im Liegenſchaftsrechte vom 24. Auguſt 1920 (Heſſiſches Ne 
gierungsbl. S. 258) anwendbar bleiben. 


Berlin, den 4. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1921, betreffend die Ver⸗ 


leihung des Enteignungsrechts an das Tonwerk Hintermeilingen, Gebr. Schmidt, in Limburg (Lahn) 
für die Erweiterung des Tonwerkes Hintermeilingen, durch das Amtsblatt der Regierung in 


Wiesbaden Nr. 3 S. 16, ausgegeben am 21. Januar 1922; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Februar 1922, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Dortmund fur die Erweiterung des Friedhofs in 
Dortmund-Dorſtfeld, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 11 S. 130, ausge 
geben am 18. März 1922. 
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